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Zweckmäßig Hilfsmittel für die Uerwnltunis-
:: pruxis der neuen Krankenversicherung::

Soeben in vierter Auflage erschienen:

Hochs Reichsversicherungsordnung
Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregister. 814 Seiten.

——— Preis biegsam gebenden 8 Mark. ——

„Diese Aasgabe Ist sehr geeignet, schnell und zuverlässig Über die Be¬

stimmungen des neuen Geseyes zu unierrichten. . •. Die Ausgabe wird sich also

für den täglichen Gebrauch sehr nützlich erweisen." („Arbeiter-Versorgung.44)

„Daß die Hodi'sche RVO. in rascher Reihenfolge schon in III. Auflage
herauskommt, ist ein Beweis dafür, wie sehr sie dem Bedürfnis entgegen¬

gekommen ist..." („Correspondenzblatt44)

Anlagenband zu Hochs Relchsverslcherungsordnung
Obersichtliche, nach den Büchern der RVO. geordnete Sammlung der wichtigen
behördlichen Ausführungsbestimmungen zu allen Büchern der RVO. — Bei

der Fülle der ergangenen Ausführungsbestimmungen fflr die Praxis

unentbehrlich. Preis broschiert 3 Mark.

,JDas (die besondere Ordnung nach Bächern) ist sehrpraktisch, weil aufdiese

Art immerdas zusammengehörigeMaterial zusammenkommt ...Zu loben ist auch,

daß auch die älteren Ausführungsverordnungen, soweit sie Gültigkeit behalten,

mit aufgeführt worden sind. Das Buch ist zu empfehlen.44 („Correspondenzblatt44)

Immerwährender Kalender für die ReichsVersicherung
Der Kalender ist — zweiseitig — auf Pappe gezogen; er gibt bei jedem Tage

jeden Fristablauf an. Der Kalender vermeidet Irrtümer und erspart Zeit

,JEr büdet dadurch für die Unfall' und Krankenversicherung ein

praktisches Hilfsmittel für die Fristenberechnung." (Arbeiter-Versorgung.44)

Preis 1 Mark zuzüglich 30 Pf. Versandkosten.

UerlagsbuchtiancOung Carl Giebel, Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.
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werden gebeten, sich für die von den Berliner Gewerkschaften gemeinsam

eingeleiteten

Hilfsmaßnahmen für die Familien

der in den Krieg ziehenden Arbeiter und Angestellten ebenfalls zur Verfügung

zu stellen. Für die Hilfeleistungen kommt folgende Tätigkeit in Frage:

1. Kranken- und Wöchnerinnenpflege sowie Hilfe im Haushalt.

2. Kinderschutz, Beaufsichtigung der Kinder und Unterbringung von

Kindern in einzelnen Familien.

3. Mitwirkung bei Recherchen über angetragene Unterstützungen,

Hilfeleistung bei Schulspeisungen.

4. Raterteilung.

Es ist nicht erforderlich, daß die hilfsbereiten Kolleginnen sich für den

ganzen Tag zur Verfügung stellen. Wir bitten aber, in jedem Falle an¬

zugeben, zu welchen Tages- oder Abendstunden und event. auch an wie-

vielen Tagen der Woche die sich Meldenden zur Verfügung stehen können.

Die Meldungen bitten wir schleunigst zu richten an das Bureau der

Ortsverwaltung Berlin, 0 27, Dircksenstraße 4.

0000000000000000 00 0 00000000000000

Versammlungen.
Bezirk Königreich Sechsen. Alle Zuschriften für die Bezirksleitung sind

nach wie vor an das Verbandsbureau, Leipzig, Schenkendorfstr. 50 In,

zu richten.

Leipzig. (Ortsgruppe.) Mitgliederversammlung am Mittwoch den 19. August 1914.

abends ' 29 Uhr, im Restaurant „Coburger Bierhalle", Brühl 8. — Die Tages¬

ordnung wird in der Versammlung bekanntgegeben.

Alle anderen Veranstaltungen fallen aus!

Die Kassengeschäfte besorgt nach wie vor Kollege F. Heyne, Stötteritz, Glafey-

straße 31 im. Alle Beitragszahlungen, Unterstützungsanträge, Adressen¬

veränderungen sind an diesen zu richten, desgleichen sind Ausstellungs¬
billetts bei ihm zu haben. — Alle übrigen Zuschriften und die Stellen¬

vermittelung erledigt wie bisher das Verbandsbureau, Schenkendorfstr. 50 Mi.
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Intllllt * *)ie Selbstdispensation der Krankenkassen. — Verwaltung (Gesetz betr. Erhaltung von Anwartschaften aus der
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erlaß des Reichsyersicherungsamt8 vom 5. August 1914. — Verordnung des Bundesrats vom 1. August 1914. — Bekanntmachung
des Reichskanzlers vom 7. August 1914. — Sind Kapitalabfindungen zu empfehlen?). — Rechtsprechung. — Soziale Chronik.

Die Selbstdispensation der Krankenkassen.
Von fachmännischer Seite wird uns hierüber

geschrieben:
Auf der letzten Jahresversammlung des Haupt¬

verbandes deutscher Ortskrankenkassen in Darm¬

stadt hat der Vorsitzende der Ortskrankenkasse
Frankfurt a. M., Herr Graf, einen instruktiven

Vortrag gehalten über die unmittelbare Abgabe
von Arznei- und Stärkungsmitteln durch die

Krankenkassen. Zu einer Zeit, in der die vor¬

läufigen Rechnungsabschlüsse bei den meisten

Kassen ein zum Teil erhebliches Defizit auf¬

weisen, ist die Frage der Selbstdispensation von

großer Bedeutung geworden; ihre Erörterung hat

überall großes Interesse gefunden. Zweifellos

hat mancher Teilnehmer die Tagung mit dem

festen Vorsatz verlassen, daheim die Selbst¬

dispensation einzuführen, oder, wo sie schon vor¬

handen, diese weiter auszubauen. Nicht um

den Männern der Tat Wasser in den Wein der

Begeisterung zu gießen, sondern um an kühle

Vorsicht bei allen Maßnahmen dieser Art zu

mahnen, sollen diese Ausführungen der Nachtrag
dessen sein, was Kenner der einschlägigen Ver¬

hältnisse bei dem sonst sehr gut orientierenden

Vortrag vermissen.

Gesprochen und geschrieben ist bei der Be¬

handlung des Themas Selbstdispensation viel von

Mitteln, deren Abgabe einwandfrei ist, d. h.: wo¬

gegen der Gesetzgeber keine Einwendungen
machen kann. An sich steht den Krankenkassen

das Recht zu, alle die Mittel in eigene Regie zu

nehmen, deren Verkauf nicht vom Apotheken¬
monopol getroffen wird. Jeder weiß, daß Binden,
Bandagen, Brillen, Bruchbänder ohne weiteres

im Großen von Kassen eingekauft und an ihre

Mitglieder auf ärztliche Verordnung abgegeben
werden dürfen. Diese Sachlage ist klar. Weniger
klar ist jedoch die Abgabe von Nähr-, Stärkungs- und

kleinen Arzneimitteln. Bei dieser Kategorie von

Waren hat nach dem heutigen Rechtsstande die

Leitung der Kasse große Vorsicht obwalten zu

lassen, um nicht mit der Kaiserlichen Verordnung,
die den Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb der

Apotheken regelt, in Konflikt zu geraten. Ein

Zeichen dafür, wie schwierig die Anwendung
und Auslegung dieser Verordnung ist, ist die

Tatsache, daß sich im Laufe der Zeit über diese

eine umfangreiche Judikatur gebildet hat. Ver¬

stöße gegen die Kaiserliche Verordnung werden

nach § 367 RStG. mit Geldstrafen bis zu 150 Mk.

bestraft.

Ausdrücklich finden die Nähr- und Kräftigungs¬
mittel in der Kaiserlichen Verordnung keine Er¬

wähnung. Nun stellen fast alle Nähr- und

Kräftigungsmittel Gemische verschiedener trocke¬

ner oder flüssiger Substanzen dar. Von der¬

artigen Zubereitungen sagt die Kaiserliche Ver¬

ordnung, daß sie als Heilmittel außerhalb der

Apotheken nicht feilgehalten und verkauft werden

dürfen. Heilmittel sind doch keine Nähr- und

Kräftigungsmittel, daher werden die letzteren

von der Kaiserlichen Verordnung nicht getroffen,
so wird jeder bei oberflächlicher Prüfung der

Materie sich sagen. Doch wer so spricht, kennt

die Juristen nicht. Nehmen wir z. B. die Präpa¬
rate Lebertran-Emulsion, Haematogen, Eisen¬

tinktur. Diese werden vom Publikum zur Unter¬

stützung der Ernährung und zur Kräftigung selbst
in Fällen gekauft, in denen gar keine Krankheit

vorliegt. Deklariert sind diese Spezialitäten als

Nähr- und Kräftigungsmittel. Wie bekannt, wird

der Arzneimittelhandel von der Polizeibehörde

durch Medizinalbeamte überwacht. Einem roten

Faden gleich zieht sich durch alle Prozesse, die

Händler, Drogisten und Krankenkassen um die

Berechtigung zur Abgabe von Nähr- und Kräfti¬

gungsmitteln auf Grund der Kaiserlichen Ver¬

ordnung haben führen müssen, die Tatsache, daß

von den beamteten Ärzten die Zweckbestimmung
obengenannter Präparate, als Nähr- und Kräfti¬

gungsmittel zu dienen, nicht anerkannt wird, mit

der Motivierung, die fraglichen Mittel seien

„Heilmittel" und keine Nähr- und Kräftigungs¬
mittel. In solchen Prozessen ist der beamtete

Arzt, der die Anzeige veranlaßt hat, der sach¬

verständige Zeuge des Richters. Er nimmt die

Behauptung, die betreffenden Präparate seien

Heilmittel, auf seinen Eid. Wird trotzdem der

Angeklagte freigesprochen, so geschieht es deshalb,
weil ihm der Nachweis nicht erbracht werden

konnte, daß er Stärkungsmittel, die nach Ansicht

des Gerichts Heilmittel sein sollen, als solche

verkauft hat. Solche Entscheidungen, die selbst

von den höchsten Gerichtshöfen getroffen worden

sind, entbehren der prinzipiellen Bedeutung und

sind nicht geeignet, dem Handel mit Stärkungs¬
mitteln jene notwendige sichere unzweideutige
Unterlage zu geben. Es haben sich im Laufe

der Zeit Verhältnisse herausgebildet, bei denen

der Handel mit Arznei- und Stärkungsmitteln
nicht gestützt und gefördert wird durch eine

einheitliche gesetzliche Regelung, sondern ab-
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hängig ist von einzelnen oft sich widersprechenden
gerichtlichen Entscheidungen. Es gibt Ober¬

landesgerichtsbezirke, in denen dürfen Lebertran-

Emulsion, Haematogen, Eisenpräparate etc. nur

in Apotheken gehandelt werden, wohingegen in

anderen Bezirken, abgesehen von den Medizinal-

drogisten, sich ungestört die Konsumanstalten

und Kolonialwarenhändler mit dem Handel dieser

Artikel befassen können. Eine Verordnung, die

solche Zustände herbeiführen kann, muß je
schneller, je besser beseitigt und durch eine

neue, den jetzigen Verhältnissen rechnungtragende,
ersetzt werden.

Während bisher stets die Drogisten den

Kampf um die Nährpräparate haben allein führen

müssen, ist ihnen in letzter Zeit durch die

Krankenkassen Verstärkung zugeführt worden.

Der Ortskrankenkasse Friedberg i. H. war, wie sich

herausgestellt hat, auf Veranlassung des Hessi¬

schen Apothekervereins der Prozeß wegen Ver¬

kaufs einiger Stärkungsmittel gemacht worden.

Anfangs hatte der Staatsanwalt jedes Einschreiten

abgelehnt, aber der Einfluß des Apotheker¬
vereins, der eine prinzipielle Entscheidung herbei¬

führen wollte, reichte aus, um den Leiter der

Kasse vor den Kadi zu schleppen. Auf beiden

Seiten wurde mit einem großen Stab von Gut¬

achtern gearbeitet. Die erste Instanz brachte

in subjektiver und objektiver Hinsicht einen

glatten Freispruch. Gegen dieses Urteil legte
der Staatsanwalt Berufung ein, die vor dem

Landgericht Gießen verhandelt wurde. Obwohl

dem Leiter der Kasse einige Ärzte zur Seite

standen, die unter Eid aussagten, daß sie Athensa,
welches der Beklagte abgegeben hatte, nur als

Stärkungsmittel verschrieben hätten, stellte das

Gericht sich auf den Standpunkt seiner Gutachter

und erklärte Athensa für ein Heilmittel. Nur der

mangelnde Dolus war der Grund zum Freispruch.
In tatsächlicher Hinsicht bedeutet das Urteil aber

soviel, daß der Leiter der Kasse künftighin
Athensa nicht mehr abgeben darf. In demselben

Maße, wie die Abgabestellen für Nährmittel bei

den Krankenkassen sich mehren, werden sich

auch die Angriffe der Polizeibehörden durch ihre

Medizinalbeamte auf Grund der einseitigen Aus¬

legung der Kaiserlichen Verordnung mehren.

Diejenigen Kassenleiter, die Stärkungsmittel in

eigener Regie abgeben oder dazu übergehen
wollen, tun daher gut, sich zuvor darüber zu

orientieren, wie die Ansichten der Gerichte ihres

Bezirks über den Vertrieb dieser oder jener
Stärkungsmittel außerhalb der Apotheken sind.

Ein Beanstandungsprozeß ist in der Regel, ab¬

gesehen von vielen Unannehmlichkeiten, selbst

im Falle eines Freispruchs mit großen Kosten

verknüpft, da die Anwalts- und Sachverständigen¬
gebühren der Angeklagte stets zu zahlen hat.

Die Selbstdispensation verpflichtet die Leiter

der Kasse, der Kaiserlichen Verordnung über

den Handel mit Arzneimitteln Interesse und

Studium zu widmen.

Eingeweihte Kreise geben an, zu wissen, daß
eine neue Kaiserliche Verordnung über den Handel

mit Arzneimitteln nahe bevorsteht. Drängen
einerseits die Verhältnisse zur Selbstabgabe von

Stärkungs- und Arzneimitteln, so drängt anderer¬
seits diese Maßnahme dazu, Einfluß auf die

Fassung der neuen Verordnung zu gewinnen,
deren Grundprinzip das Wohl des Volksganzen
sein muß. In diesem Punkt begegnen sich die
Interessen der Drogistenschaft mit denen der
Krankenkassen. Nachdem die Fassung der Ziffer 21

der neuen Reichsarzneitaxe gezeigt hat, wie sehr

das Reichsgesundheitsamt die Wünsche der Apo¬
theker auf Kosten der Allgemeinheit berück¬

sichtigt, steht zu befürchten, daß die Wünsche

der Apotheker auch bei der neuen Kaiserlichen

Verordnung Berücksichtigung finden werden.

Wann endlich will die Regierung ihren engherzigen Stand¬

punkt verlassen und alles das, was heute ohne ärztliche

Verordnung in den Apotheken abgegeben werden kann,

dem freien Verkehr Oberlassen? Seit Inkrafttreten

der RVO. sind durch die erhöhte Zahl der Ver¬

sicherten den Apothekern unverdiente Früchte

in den Schoß gefallen. Dazu kommt das geradezu
königliche Geschenk der Regierung, die Ziffer 21

der Reichsarzneitaxe, wonach bei fabrikmäßig
hergestellten Präparaten heute ein Aufschlag von

100 Prozent gerechnet werden kann, wohingegen
es im vorigen Jahre nur 60 Prozent waren. Und

wie steht es mit der Zufriedenheit der Apotheker?
Ein Blick in ihre Fachpresse zeigt, daß die Klage
über die schlechte wirtschaftliche und wirtschafts¬

politische Lage nie lauter war als heute.

Sollte die Regierung bei der neuen Kaiser¬

lichen Verordnung die Entwickelung der Ver¬

hältnisse im Arzneimittelhandel außer acht lassen

und den Wünschen der Apotheker auf Kosten

der Krankenkassen, des Drogistenstandes und

des arzneibedürftigen Publikums überhaupt Rech¬

nung tragen, so wird sie dennoch ihre Schützlinge
nicht befriedigen können. Warum? Weil im

Apothekerstand zu wenig kaufmännischer Geist,
zu wenig Energie zur Selbsthilfe steckt und der

Blick für die Bedürfnisse der Zeit getrübt ist.

Es muß einmal offen ausgesprochen werden, daß

nicht die Existenz der Krankenkassen und des

Drogistenstandes die angeblich schlechte Lage
der Apotheker verschulden, sondern die Un¬

fähigkeit des Apothekerstandes, der Zeiten Er¬

scheinungen sich anzupassen. Es steht doch

fest, daß das, was Herr Graf in seinem Vortrag
von den Versicherten bei den Kassen sagt, näm¬

lich daß bei ihnen ein Arzneihunger bestände,
heute auch bei den NichtVersicherten der Fall

ist. Ungeheure Dimensionen hat der Arznei¬

konsum angenommen. Ursprünglich deckte die

ganze Bevölkerung ihren einschlägigen Bedarf

in den Apotheken. Wenn nun das Publikum im

Laufe der Zeit mehr seinen Weg in die Drogerien
genommen hat, so ist daran der Apotheker selber

schuld, teils durch seine teueren Preise, teils

dadurch, daß er den Wünschen und Ansprüchen
des Publikums nicht Rechnung getragen hat.

Weiterhin muß er sich den Vorwurf machen,
daß er es nicht verstanden hat, seine Interessen

mit denen der Arzneimittel-Großindustrie zu ver¬

einigen. Zu allen Zeiten und an allen Orten sind
die Apotheker den Fabrikanten von Arzneimitteln
durch Selbstanfertigung, d.h. Ausnutzung fremden

geistigen Eigentums in den Rücken gefallen. Aus

diesem Grunde hat die Großindustrie eine Stütze

an den Drogisten gesucht und gefunden. Der

Fabrikant unterstützt den Drogenhändler durch

zugkräftige Schaufensterreklame, und indem der

Drogist eine gut ausgestattete, in technischer
Hinsicht vollendete und medizinisch wertvolle

Spezialität propagiert, fördert er seine Interessen
und damit auch die der Großindustrie. Gerade
dieses Handinhandarbeiten ist die Unterlage
seines Erfolges. Dem Apotheker hingegen ist

die Großindustrie eine feindliche Macht. Kaum

hat ein Präparat von Bedeutung auf dem Markt

festen Fuß gefaßt, dann sind auch die Apotheker
schon zur Hand und imitieren. Wie — soll dahin

gestellt sein. Jedenfalls Tatsache ist, daß ein
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und dieselbe Spezialität, aus verschiedenen Apo¬
theken bezogen, verschieden in Zusammen¬

setzung, Geschmack, Farbe usw. ist. Auch darin

liegt der Grund, weshalb das Publikum lieber die

Drogerie aufsucht, bei der durch die Ausstellung
schon ersichtlich ist, daß diese oder jene Spezialität
dort im Original zu haben ist. Nicht der Staat

hat die Konkurrenz für die Apotheker, die

Drogisten, geschaffen, sondern die Apotheker
haben in Verkennung der Ansprüche des arznei¬

bedürftigen Publikums sich die Konkurrenz selber

£/roß gezogen.

Nach alledem muß von der Regierung
erwartet werden, daß sie den Wünschen der

Apotheker bei Erlaß einer neuen Kaiserlichen

Verordnung nicht entgegenkommt, sondern den

sich herausgebildeten Verhältnissen, namentlich

den Bedürfnissen der Krankenkassen, Rechnung
trägt. Der Regierung die Wünsche der Kranken¬

kassen in bezug auf die Fassung der neuen

Kaiserlichen Verordnung vorzutragen und dafür

zu sorgen, daß die gerechten Forderungen be¬

rücksichtigt werden, ist im Moment die wichtigste
Aufgabe der Krankenkassenverbände.

Verwaltung.
Gesetz vom 4. August 1014 betr. Erhaltung von

Anwartschaften aus der Krankenversicherung.
§ 1. Dem regelmäßigen Aufenthalt im Inland

im Sinne des § 313 Abs. 1 der Reichsversicherungs¬
ordnung gilt gleich ein Aufenthalt im Ausland,
der durch Einberufung des Mitglieds zu Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnlichem Dienste verursacht ist.

§ 2. Hat die Satzung einer Krankenkasse

eine Wartezeit für Leistungen bestimmt, so ruht

der Fristenlauf für alle Versicherten, die während

des gegenwärtigen Krieges Kriegs-, Sanitäts- oder

ähnliche Dienste leisten. Ist die Wartezeit be¬

reits erfüllt, so bedarf es nicht der Zurücklegung
einer neuen Wartezeit. Die Zeit, für welche die

Beiträge weitergezahlt werden, wird auf die

Wartezeit angerechnet.
§ 3. Versicherungsberechtigte, deren Mit¬

gliedschaft nach § 314 Abs. 1 der RVO. erloschen

ist, haben das Recht, binnen sechs Wochen nach

ihrer Rückkehr in die Heimat in die Kranken¬

versicherung wieder einzutreten, wenn sie während

des gegenwärtigen Krieges Kriegs-, Sanitäts- oder

ähnliche Dienste geleistet haben.

§ 4. Diese Vorschriften gelten nur für Reichs¬

angehörige.
§ 5. Der Bundesrat wird ermächtigt, den

Zeitpunkt zu bestimmen, zu welchem dieses Gesetz

wieder außer Kraft tritt.

§ 6. Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung
in Kraft.

Gesetz vom 4. August 1914 betr. Sicherung
der Leistungsfähigkeit der Krankenkassen.

§ 1. Für die Dauer des gegenwärtigen Krieges
werden bei sämtlichen Orts-, Land-, Betriebs- und

Innungskrankenkassen die Leistungen auf die

Regelleistungen und die Beiträge auf 41/* vom

Hundert des Grundlohns festgesetzt. Laufende

Leistungen bleiben unberührt.

Das Versicherungsamt (Beschlußausschuß)
kann auf Antrag des Vorstandes einer Kranken¬

kasse verfügen, daß niedrigere Beiträge erhoben

oder höhere Leistungen gewährt werden, wenn

die Leistungsfähigkeit dieser Kasse gesichert ist.

Das Versicherungsamt hat auf solchen Antrag
alsbald zu beschließen. Auf Beschwerde ent¬

scheidet das Oberversicherungsamt endgültig.
§ 2. Reichen bei einer Kasse diese Beiträge

von 411 vom Hundert des Grundlohns für die

Regelleistungen und Verwaltungskosten nicht aus,

so hat bei Orts- und Landkrankenkassen der

Gemeindeverband, bei Betriebskrankenkassen der

Arbeitgeber, bei Innungskrankenkassen die Innung
die erforderlichen Beihilfen aus eigenen Mitteln

zu leisten.

Solange dies bei einer Orts- oder Land¬

krankenkasse geschieht, kann der Gemeinde¬

verband einem Vertreter das Amt des Kassen¬

vorsitzenden übertragen.
Gemeindeverbände sind die von der obersten

Verwaltungsbehörde auf Grund der Reichsver¬

sicherungsordnung § 111 Ziffer 2 hierzu be¬

stimmten Verbände.

§ 3. Für die Dauer des gegenwärtigen Krieges
werden die Vorschriften der Reichsversicherungs¬
ordnung über die hausgewerbliche Krankenver¬

sicherung außer Kraft gesetzt. Laufende Leistungen
und fällige Beiträge bleiben unberührt.

Auf übereinstimmenden Antrag der beteiligten
Gemeinde oder des Gemeindeverbandes und des

Vorstandes der Krankenkasse kann das Ober¬

versicherungsamt genehmigen, daß die haus¬

gewerbliche Krankenversicherung durch statuta¬

rische Bestimmung geregelt wird. Das Ober¬

versicherungsamt entscheidet endgültig.
§ 4. Der Bundesrat wird ermächtigt, den

Zeitpunkt zu bestimmen, zu welchem dieses Gesetz

wieder außer Kraft tritt.

§ 5. Dieses Gesetz tritt mit seiner Ver¬

kündung in Kraft.

Gesetz vom 4. August 1914 betr. die Wahlen

nach der Reichsversicherungsordnung.
Artikel 1.

Der Bundesrat wird ermächtigt, die Amts¬

dauer der Vertreter der Unternehmer oder an¬

deren Arbeitgeber sowie der Versicherten bei

Versicherungsbehörden und Versicherungsträgern
über den 31. Dezember 1914 hinaus bis spätestens
zum 31. Dezember 1915 zu verlängern. Dies gilt
auch für die nichtständigen Mitglieder des Reichs¬

versicherungsamts. Für die nichtständigen Mit¬

glieder der Landesversicherungsämter steht diese

Befugnis den obersten Verwaltungsbehörden zu.

Artikel 2.

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung
in Kraft.

ErlaB des preußischen Ministers für öffent¬

liche Arbeiten vom 16. Juli 1914 betr. Zuständig¬
keit der besonderen Oberversicherungsfimter
in Angelegenheiten der Unfallversicherung.
(HMBl. S. 435.)

Auf Grund des § 63 Abs. 3 RVO. bestimme

ich, daß für die Zuständigkeit der für die

Eisenbahndirektionsbezirke errichteten beson¬

deren Oberversicherungsämter in allen Angelegen¬
heiten der Unfallversicherung nicht der jeweilige
Wohnort des Unfallverletzten, sondern - ab¬

weichend von § 1677 Abs. 1 RVO. - der Ort des

Unfalls ausschlaggebend ist. Demnach ist stets

das Oberversicherungsamt des Eisenbahndirek¬

tionsbezirks zuständig, in dessen Betrieb sich der

Unfall ereignet hat.
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Runderlaß des Reichsversieherungsamts an

die Vorstände der dem Reichsversicherungs¬

amt ausschließlich unterstellten Versicherungs¬

anstalten und an den Vorstand der Sonder¬

anstalt der See-Berufsgenossenschaft Ober die

Oberweisung von Barmitteln an die Reichsbank

vom 5. August 1914. (Deutscher Reichsanzeiger
vom 6. August 1914.)

Mit Rücksicht auf die durch den Kriegszustand
geschaffene wirtschaftliche Lage muß besonderer

Wert darauf gelegt werden, daß Barmittel dem

Verkehr nicht ohne Not entzogen werden Die

Vorstände werden deshalb ergebenst ersucht, die

vorhandenen und die in nächster Zeit verfügbaren
Barmittel bis auf weiteres dem Reichsbank¬

girokonto zu überweisen. Soweit Anstalten ein

Reichsbankgirokonto nicht besitzen, sondern aus¬

schließlich mit anderen größeren Banken in Ver¬

bindung stehen, wollen die Vorstände im Be¬

nehmen mit diesen feststellen, ob die neu ver¬

fügbar werdenden Barmittel ganz oder teilweise

der Reichsbank überwiesen werden können.

Verordnung des Bundesrats betr. Notappro¬
bation ffir Arzte vom 1. August 1914. (Deutscher
Reichsanzeiger vom 1. August 1914.)

Der Bundesrat hat in der Sitzung vom

1. August 1914 beschlossen:

1. die zuständigen Landeszentralbehörden
— § 1 der Prüfungsordnung für Ärzte — zu er¬

mächtigen, den Kandidaten der Medizin, die die

ärztliche Prüfung abgelegt, das praktische Jahr

aber noch nicht beendet haben, unter Befreiung
von der Ableistung des Restes des praktischen
Jahres die Approbation als Arzt sofort zu erteilen;

2. die nach Nr. 1 erteilte Ermächtigung bis

auf weiteres auch auf diejenigen Kandidaten der

Medizin zu erstrecken, die nach dem Ergehen
dieses Beschlusses die ärztliche Prüfung ablegen;

3. die zuständigen Behörden zu beauftragen,
den gemäß Nr. 1, 2 zu approbierenden Kandidaten

der Medizin bei Erteilung der Approbation zu

Protokoll zu eröffnen, die Erteilung erfolge in

der Erwartung, daß die Kandidaten — soweit sie

nicht heeresdienstpflichtig und -fähig sind — den

Behörden zur Verwendung an solchen Orten zur

Verfügung stehen würden, in denen eine Ver¬

stärkung des ärztlichen Personals erforderlich

erscheine.

Bekanntmachung des Reichskanzlers betr.

ärztliche, zahnärztliche, tierärztliche und phar¬
mazeutische Notprüfungen vom 7. August 1914.

(Deutscher Reichsanzeiger vom 7. August 1914.)

Der Bundesrat hat beschlossen:

Die ärztlichen, zahnärztlichen, tierärztlichen

und pharmazeutischen Prüfungskommissionen
werden ermächtigt, Kandidaten der Medizin, der

Zahn-, der Tierarzneikunde und der Pharmazie,
die sich zur Hauptprüfung ihres Faches melden,
zu einer Notprüfung zuzulassen. Die Notprüfung
muß alle Prüfungsfächer umfassen und ist in

längstens zwei Tagen zu erledigen. Die Prüfungs¬
gebühren werden auf die Hälfte herabgesetzt und

brauchen erst nachträglich, von ärztlichen, zahn¬

ärztlichen und tierärztlichen Kandidaten erst bei

Erteilung der Approbation, gezahlt zu werden.

Kandidaten, welche die Prüfung bestehen, er¬

halten von der Prüfungskommission sofort ein

Interimszeugnis mit dem Vermerk, daß für Kan¬

didaten der Pharmazie die Ausstellung des Zeug¬
nisses über die pharmazeutische Prüfung, für

arztliche, zahnärztliche und tierärztliche Kandidaten

die Erteilung der Approbation beantragt ist; daß

ferner ärztlichen Kandidaten das praktische Jahr

erlassen ist.

Bei Aushändigung des Interimszeugnisses ist

den Kandidaten zu Protokoll zu eröffnen, die Er¬

teilung erfolge in der Erwartung, daß die Kan¬

didaten, soweit sie nicht heeresdienstpflichtig und

-fähig sind, den Behörden zur Verwendung an

solchen Orten zur Verfügung stehen würden, in

denen eine Verstärkung des ärztlichen (zahn¬
ärztlichen, tierärztlichen, pharmazeutischen) Per¬

sonals erforderlich erscheine.

Ferner sind die zuständigen Landeszentral¬

behörden § 1 der Prüfungsordnung für

Apotheker — ermächtigt, den Kandidaten der

Pharmazie, welche nach vollständig bestandener

pharmazeutischer Prüfung mindestens ein Jahr

in Apotheken sich praktisch betätigt haben, unter

Befreiung von der Ableistung des Restes der

vorgeschriebenen praktischen Betätigung in Apo¬
theken die Approbation als Apotheker zu erteilen.

Auch in diesem Falle ist bei der Erteilung der

Approbation die vorgedachte protokollarische Er¬

öffnung zu machen.

Sind Kapitalabfindungen zu empfehlen 1

Im allgemeinen herrscht die Ansicht, daß Renten¬

bewerber sich auf Kapitalabfindungen nicht ein¬

lassen sollen. Es scheint nun eine Nachprüfung
dieser wichtigen Frage am Platze zu sein.

Die Berufsgenossenschaften, die Abfindungen
vorschlagen, lassen sich in allererster Linie von

dem Gedanken leiten, den Rentenbewerber oder

Verunglückten so rasch und so billig wie möglich
los zu werden, mitunter auch, weil sie mit der

Möglichkeit einer Verschlimmerung des Unfall¬

leidens des Rentenbewerbers rechnen.

Die Verletzten haben in der Regel ein an¬

deres Motiv, wenn sie sich auf eine Kapitalab¬
findung einlassen: Sie wollen, weil sie für ihren

Beruf nicht mehr genügend brauchbar sind,
oft zu einem anderen Berufe übergehen oder mit

dem Kapital sich eine neue Existenz gründen.
In der Bekanntmachung des Reichskanzlers

über die Abfindung der Unfallrenten vom 21. De¬

zember 1912 sind nun die näheren Bestimmungen
über die Kapitalabfindungen getroffen worden.

In der Regel ist den Verletzten dringend zu

raten, sich auf eine Kapitalabfindung nicht einzu¬

lassen, da sie auch dann abgefunden sind, wenn

sich später das Unfalleiden verschlimmern sollte.

Hierfür ein markantes Beispiel:
Der Fall schwebt noch. Es handelt sich um

einen Steinbrucharbeiter, dem während der Be¬

schäftigung ein Stahlsplitter in den Unterleib

drang. Der Splitter ist noch nicht gefunden worden.

Ein Arzt behauptet, daß der Splitter vollständig
eingekapselt sei und Schaden nicht mehr anrichte.

Der Verletzte behauptet dagegen — wohl mit

Recht —, daß dem nicht so sein könne, weil er

beim Bücken, Heben und Hantieren schneidende

Schmerzen im Unterleib verspüre. Der Splitter
müsse sich immer hin- und herschieben, wodurch

die Schmerzen hervorgerufen würden. In der

Sache soll nun ein Obergutachten eingefordert
werden. Die Steinbruchs - Berufsgenossenschaft
macht jetzt einen Vergleichsvorschlag auf 20 Proz.

Weshalb? Um dem Verletzten entgegenzukommen
oder weil sie fürchtet, daß sie demnächst verur¬

teilt wird, eine höhere Rente zu bezahlen ? Das

Motiv, das sie leitet, ist unschwer zu erkennen.

Danach geht unzweifelhaft hervor, daß Kapi¬
talabfindungen eine heikle Sache und nicht immer

ratsam sind. In anderen Fällen, z. B. bei Verlust

des rechten Ringfingers und erheblicher Ver-
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steifung des rechten Zeigefingers, wofür noch

20 Proz. gewährt werden, mag eine Kapitalab¬
findung vorteilhafter sein, zumal dann, wenn in

den verletzten Fingergliedern weder Druck- noch

Schmerzempfindlichkeit vorhanden ist und die

Narben gut verheilt sind.

Die Rechtsprechung ist auf diesem Gebiete

recht ungünstig für die Verletzten und operiert
zumeist mit dem Begriff der Gewöhnung. Daher

soll man sich einem Kapitalabfindungsvergleich
gegenüber generell nicht ablehnend verhalten,
sondern von Fall zu Fall prüfen, ob eine Ab¬

findung dem Verletzten günstig oder ungünstig ist.

L. Radlof.

Rechtsprechung.
L. in Sachen der 4000 Mark-Grenze liegt

jetzt der Wortlaut der am 23. Mai 1914 vom RVA.

gefällten Entscheidung vor. Wir bringen diese

Entscheidung hiermit unseren Lesern zur Kenntnis:

Der Vorstand der BetriebskranI: ankasse der

Firma R. in G. hat dem bei der Kasse freiwillig
versicherten Betriebsleiter Wilhelm K. am 9. Ja¬

nuar 1914 auf Grund des § 314 Abs. 2 RVO. mit¬

geteilt, daß seine Mitgliedschaft erloschen sei,
weil sein Einkommen den Betrag von 4000 Mk.

überschreite. K. war vom Jahre 1877 ab bis 1913

ununterbrochen bei der Firma R. beschäftigt. Er

hat der Betriebskrankenkasse der Firma bis zum

Jahre 1892 als versicherungspflichtiges Mitglied,
von da ab seit Überschreiten der Gehaltsgrenze
von 2000 Mk. als freiwilliges Mitglied angehört.
Diese Mitgliedschaft hat er auch nach dem Aus¬

scheiden aus dem Dienste der Firma, bei einem
unbestrittenen jährlichen Gesamteinkommen von

über 4000 Mk., bis in die neueste Zeit fortgesetzt.
Da K. die Mitteilung der Kasse über das Erlöschen

seiner Mitgliedschaft nicht für gerechtfertigt hielt,
rief er die Entscheidung des Königlichen Ver¬

sicherungsamts B. an. Der Beschlußausschuß

dieses Versicherungsamts hat am 28. Januar 1914

gemäß § 405 Abs. 2 RVO. entschieden, daß die

Mitgliedschaft des K. fortbestehe. Die Mitteilung
des Kassenvorstandes sei unzulässig und wir¬

kungslos gewesen. Der Beschlußausschuß nahm

an, daß K. schon vor dem Inkrafttreten der Reichs¬

versicherungsordnung bei einem Einkommen von

über 4000 Mk. freiwillig versichert gewesen sei.

Sein hierdurch wohlerworbenes Recht habe er

durch regelmäßige Beitragszahlung aufrecht er¬

halten. § 178 RVO. stelle einen neuen, dem bis¬

herigen Rechte fremden Aufhebungsgrund dar,
der nach allgemeinen Grundsätzen nur wirken

könne, wenn seine Voraussetzungen unter der

Herrschaft des neuen Rechts eingetreten, also die

Einkommensgrenze erst nach dem 1. Januar 1914

überschritten worden sei. Aus dem Gesetze lasse

sich die Annahme nicht herleiten, daß die Reichs¬

versicherungsordnung rückwirkend das nach frü¬

herem Gesetz erworbene Recht aufheben wolle.

Auch aus § 314 Abs. 2 RVO. könne nicht gefolgert
werden, daß die unter der Herrschaft der Reichs¬

versicherungsordnung ergangene Mitteilung des

Vorstandes über das Erlöschen der Mitgliedschaft
genüge.

Gegen diese Entscheidung hat der Vorstand

der Betriebskrankenkasse rechtzeitig Beschwerde
bei dem Oberversicherungsamt St. eingelegt. Die
Beschlußkammer hat beschlossen, die Sache gemäß
§ 1799 RVO. an das Reichsversicherungsamt ab¬

zugeben. Sie begründet ihre Rechtsauffassung
in Übereinstimmung mit dem Beschlußausschuß
im wesentlichen folgendermaßen:

Die Mitteilung des Kassenvorstandes habe

zur Voraussetzung, daß die freiwillige Mitglied¬
schaft des K., die bis zum 31. Dezember 1913 zu

Recht bestanden habe, durch die Vorschrift des

§ 178 RVO. erloschen sei. Nun sei aber die Ein¬

kommensgrenze von 4000 Mk. schon lange vor

dem 1. Januar 1914 überschritten gewesen, ohne

daß dies nach damaligem Recht den Verlust der

freiwilligen Mitgliedschaft nach sich gezogen hätte.

Besondere Gründe dafür, daß durch die Vorschrift

des § 178 a. a. O. in die zur Zeit des Inkrafttretens

des 2. Buches der Reichsversicherungsordnung
bestehenden Rechte eingegriffen werden sollte,
seien weder aus dem Gesetze noch aus den dazu

gehörigen Materialien zu entnehmen. Hätte der

esetzgeber das Erlöschen der Versicherungs¬
berechtigung auch in den Fällen herbeiführen

wollen, in denen das Einkommen der Versicherten

schon vor dem 1. Januar 1914 den Betrag von

4000 Mk. überstieg, so würde er sich nach Ansicht

des Oberversicherungsamts kaum darauf be¬

schränkt haben, das Erlöschen der Versicherungs¬
berechtigungen, die bis dahin bestanden, mittelbar

durch § 314 RVO. festzustellen. Er würde dann

die rückwirkende Kraft des Versicherungsaus¬
schlusses ausdrücklich ausgesprochen haben.

Übrigens habe eine ähnliche Streitfrage beim In¬

krafttreten der Novelle zum Krankenversiche¬

rungsgesetz vom 10. April 1892 über die Rück¬

wirkung der §§ 4 Abs. 2, 19 Abs. 2 und 63 Abs. 2

KVG. bestanden. Nach diesen Vorschriften waren

Personen mit einem jährlichen Gesamteinkommen

von mehr als 2000 Mk. vom freiwilligen Beitritt

zur Krankenversicherung ausgeschlossen. Es

habe aber damals das Königlich Württembergische
Ministerium des Innern im Einverständnis mit

dem Reichsamt des Innern angenommen, daß den

vorbezeichneten Bestimmungen eine rückwirkende

Kraft auf die vor dem 1. Januar 1893 beigetretenen
Personen nicht zukomme (Erlaß vom 26. Januar

1893 Nr. 1263, Amtsblatt Seite 17, und Schicker,
Krankenversicherungsgesetz, Anmerkung 9 zu

§ 63, Seite 325). Die Beschlußkammer war hier¬

nach der Ansicht, daß das freiwillige Versiche¬

rungsverhältnis K.s zu der Betriebskrankenkasse

noch zu Recht bestehe. Die Sache wurde aber

an das Reichsversicherungsamt abgegeben, weil

die von dem Oberversicherungsamt vertretene

Ansicht nicht allgemein geteilt werde und eine

grundsätzliche Entscheidung des Reichsversiche¬

rungsamts über die Anwendbarkeit der §§ 178,
314 Abs. 2 RVO. noch nicht ergangen ist.

Die Beschwerde des Kassenvorstandes ist

begründet.
Bei der Frage, ob die Mitteilung des Kassen¬

vorstandes zu Recht erfolgt und die Versicherungs¬
berechtigung des Betriebsleiters K. erloschen sei,
handelt es sich um einen Streit zwischen dem

Versicherten und der Kasse über das Versiche¬

rungsverhältnis, der nach § 405 Abs. 2 RVO. zu

entscheiden ist (zu vergl. Hahn, Handbuch der

Krankenversicherung, Anmerkung 2c zu § 314

RVO., Seite 426, Hoffmann, Kommentar zur RVO.,
5. Aufl., Anmerkung 7 zu § 314 RVO.). Da hier

auf Beschwerde das Oberversicherungsamt end¬

gültig entscheidet und es sich, wie das Oberver¬

sicherungsamt mit Recht annimmt, um eine noch

nicht festgestellte Auslegung gesetzlicher Vor¬

schriften von grundlegender Bedeutung handelt,
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so ist die Abgabe der Sache an das Reichsver¬

sicherungsamt nach § 1799 RVO. gerechtfertigt.
Der Beschlußsenat des Reichsversicherungsamts
hat daher nach § 1781 in Verbindung mit § 405

RVO. an Stelle des Oberversicherungsamts über

die Beschwerde zu entscheiden.

Die Mitteilung des Vorstandes nach § 314 Abs. 2

RVO. besteht dann zu Recht, wenn die Versiche¬

rungsberechtigung des K. erloschen ist. Ob dies

der Fall, ist nicht auf Grund des § 314 Abs. 2,

sondern des § 178 RVO. zu entscheiden. Denn

§ 314 Abs. 2 a. a. O. schafft keinen selbständigen,
neuen Grund für das Erlöschen der Versicherungs¬

berechtigung. Vielmehr ist er nur eine Folge des

in zweiter Lesung des Entwurfs angenommenen

§ 178 RVO. und dient in erster Reihe zu seiner

„Durchführung" (zu vergl. Kommissionsbericht II,

Seite 49). Dabei bringt er allerdings gleichzeitig
zum Ausdruck, daß die Höchstgrenze von 4000 Mk.

auch für die freiwillige Fortsetzung der Versiche¬

rung gilt (Kommissionsbericht II, Seite 198).
§ 178 RVO. auf dessen Bedeutung und Trag¬

weite es hiernach in erster Reihe ankommt, ver¬

dankt seine Entstehung zwei bei der zweiten

Lesung des Entwurfs angenommenen Anträgen.
Der erste ging dahin, hinter § 192 des Entwurfs

(dem späteren § 178 RVO.) einzufügen: „Die

Versicherungsberechtigung erlischt in allen Fällen,

wenn das regelmäßige jährliche Gesamteinkommen
5000 Mk. übersteigt4*, der zweite wollte an Stelle

der vorgenannten „500044 Mk. setzen „4000". —

Zur Begründung des ersten Antrages wurde

ausgeführt, „es sei besonders aus ärztlichen

Kreisen nicht mit Unrecht darüber geklagt worden,
daß Personen mit sehr hohem Einkommen, die

früher versicherungspflichtig gewesen seien, von

dem Rechte der freiwilligen Fortversicherung
Gebrauch machten. Solchem Mißbrauch der

Zwangskassen soll der Antrag begegnen." Dabei

ist zu beachten, daß unter der Herrschaft

des Krankenversicherungsgesetzes versicherungs¬
pflichtige Personen bei Überschreiten der dort

festgesetzton Einkommensgrenze von 2000 Mk.

(zu vergleichen §§ 4, 19, 63 KVG.) als zur frei¬

willigen Fortsetzung der Versicherung berechtigt
angesehen wurden, ohne Rücksicht auf die Höhe

ihres Einkommens (zu vergleichen Entsch. des

Königl. preuß. OVG. vom 7. Nov. 1907, Band 51,
Seite 344). Diese weitgehende Befugnis will

§ 178 RVO. einschränken. Er läßt zwar die frei¬

willige Fortsetzung der Versicherung (§ 313 RVO.)
auch beim Überschreiten der auf 2500 Mk.

erweiterten Einkommensgrenze für den Beitritt

zur Versicherungsberechtigung zu. Aber nicht

. mehr unbeschränkt, sondern nur bis zur Ein¬

kommensgrenze von 4000 Mk. (zu vergleichen
Hahn, Handbuch der Krankenversicherung, An¬

merkung 5 zu § 176 RVO. am Ende). Daraus

folgt jedenfalls, daß Personen, die unter der Herr¬

schaft der RVO. in ein freiwilliges Versicherungs¬
verhältnis zu der Kasse getreten sind, die Ver¬

sicherungsberechtigung dann verlieren, wenn ihr

Einkommen 4000 Mk. übersteigt. Es bleibt aber

zu prüfen, welche Bewandtnis § 178 a.a.O. für

freiwillige Vorsicherungsverhältnisse hat, die, wie

vorliegend, schon vor dem 1. Januar 1914 be¬

gründet waren. Damit ist über die Frage der

zeitlichen Geltung des § 178 a. a. O. oder, mit

anderen Worten, darüber zu entscheiden, ob und

inwieweit der neuen Vorschrift rückwirkende

Kraft beizulegen ist. Die Rückwirkung neuer

Vorschriften auf früher entstandene Rechte und

Rechtsverhältnisse hat der erweiterte Senat

des Reichsversicherungsamts in der Rekursent¬

scheidung 1875, Amtliche Nachrichten des Reichs¬

versicherungsamts 1901, Seite 551, eingehend be¬

handelt. Von den dort ausgesprochenen Grund¬

sätzen wird im wesentlichen bei Entscheidung
der vorliegenden Frage auszugehen sein (zu ver¬

gleichen auch v. Staudinger, Kommentar zum

Bürgerlichen Gesetzbuch, VI. Band, vierter Ab¬

schnitt, Vorbemerkungen Seite 378 bis 384).

Maßgebend ist hiernach der Wille des Gesetz¬

gebers. Er ist, da eine ausdrückliche Vorschrift,
insbesondere eine allgemeine Übergangsvorschrift
fehlt, im Wege der Gesetzesauslegung festzu¬

stellen. Dabei gilt, daß der Wille, bestehende

Rechte umzugestalten oder aufzuheben, sich auch

stillschweigend aus Zweck, Entstehungsgeschichte
und Ausgestaltung der einzelnen Vorschrift

ergeben kann (Entsch. des Reichsgerichts Band

40, Nr. 24, Seite 99 und Band 43, Nr. 5, Seite 25,

vergleiche auch Rekursentscheidung 1927, Amtliche

Nachrichten des RVA. 1902, Seite 372). Welches

Ziel § 178 RVO. verfolgt, ergibt seine Entstehungs¬

geschichte. Er bezweckt, wie schon angedeutet,
berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Ärzte

Rechnung zu tragen. Als „Mißbrauch der Zwangs¬
kassen44 wurde es empfunden, daß wohlhabende

Personen als Kassenpatienten behandelt würden.

Ein Vertreter der verbündeten Regierungen führte

in der Kommissionsberatung aus, daß bei den

Besprechungen über den Entwurf der Reichs¬

versicherungsordnung selbst die Vertreter des

Leipziger Ärzteverbandes die Einführung einer

Grenze für die Versicherungsberechtigung als

noch wichtiger für den ärztlichen Stand erklärt

hätten, als die Einführung der freien Arztwahl.

Aus diesem Grunde entschloß man sich, die Vor¬

teile der Krankenversicherung Gruppen von

Personen zu entziehen, die nicht in dem gleichen
Maße bedürftig erschienen, wie andere durch¬

schnittlich minderbemittelte Klassen der Be¬

völkerung. Es handelt sich also nach der Ent¬

stehungsgeschichte um eine wirtschaftliche Maß¬

nahme, durch die den ärztlichen Stand schädigende
Auswüchse der Versicherungsberechtigung be¬

seitigt werden sollten. Diesem für die neue

Vorschriften leitenden Gesichtspunktentsprechend,
wird es auch als in der Absicht des Gesetzgebers
liegend angenommen werden müssen, die neue

Vorschrift alsbald nach ihrem Inkrafttreten allge¬
mein zur Geltung kommen zu lassen. Wollte

man sie auf bestehende Versicherungsberechti¬
gungen der in Frage stehenden Art nicht an¬

wenden, so würde der vom Gesetzgeber als un¬

billig anerkannte Zustand in zahlreichen Fällen,
insbesondere bei Personen, die schon vor dem

1. Januar 1914 ein Gesamteinkommen von mehr

als 4000 Mk. erreicht hatten, noch längere Zeit

fortgeführt werden. Die einzelnen bereits unter

der Herrschaft des früheren Rechts auf Grund

derVersicherungsberechtigungerwachsenenUnter-
stützungsansprüche sollten allerdings nicht be¬

seitigt werderf. Eine solche Rückwirkung (Rück¬

wirkung im eigentlichen Sinne) hat der Gesetz¬

geber nicht gewollt. Aber eine Rückwirkung
schwächeren Grades in dem oben erörterten Um¬

fang hat er beabsichtigt. Das ist auch in dem

Wortlaut der Vorschrift hinreichend deutlich zum

Ausdruck gekommen. Denn die Versicherungs¬
berechtigungen sollen nach § 178 a. a. O. beim

Überschreiten der dort bezeichneten Einkommens¬

grenze „in allen Fällen44 erlöschen. Damit werden

auch die Fälle der Weiterversicherung (§ 313

a. a. O.) gedeckt. Das ergibt sich nicht nur aus

§ 178 a. a. O., sondern auch aus dem Wortlaut

des § 314 Abs. 2 RVO. und seiner Stellung im

Gesetz (vergl. Kommissionsbericht II, Seite 198).
Die Worte in § 178 a.a.O. „in allen Fällen44 sind
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nicht notwendig nur auf den Kreis der Ver¬

sicherungsberechtigten zu beziehen. Vielmehr

sind sie auch zeitlich dahin zu verstehen, daß

der Vorschrift nach ihrem Inkrafttreten alle die¬

jenigen freiwillig Versicherten unterstellt werden

sollen, deren Gesamteinkommen 4000 Mk. über¬

steigt (übereinstimmend Hoffmann, Kommentar

zur Krankenversicherung, 5. Auflage, Anmerkung 2

zu § 178 und Anmerkung 6 zu § 314 RVO., Seite

151 und 397). Der Beschlußsenat hat sich hier¬

nach den gegenteiligen Ausführungen der Vor¬

instanzen, daß nämlich die Versicherungsberechti¬
gung denjenigen Personen verbleibe, die schon

vor dem 1. Januar 1914 die mehrerwähnte Ein¬

kommensgrenze überschritten haben (zu vergl.
auch Hahn in der „Arbeiterversorgung44 1912,

Nr. 2, Seite 26 bis 28, und sein Handbuch der

Krankenversicherung, Anmerkung 3 zu § 178 RVO.,
Seite 199) mit Rücksicht auf den Wortlaut und

die Absicht des Gesetzes nicht angeschlossen.
Auch Erwägungen der Billigkeit sprechen gegen
diese Ansicht. Sie würden dazu führen, die Vor¬

teile der Versicherungsberechtigung solchen Per¬

sonen zu erhalten, die schon längere Zeit ein

höheres Einkommen beziehen und sich deshalb

durchschnittlich in einer günstigeren wirtschaft¬

lichen Lage befinden als ihre Berufsgenossen,
deren Einkommen bisher 4000 Mk. nicht überstieg.
Ersteren würde nach dieser Ansicht die Ver¬

sicherungsberechtigung erhalten bleiben, während

sie den in gleicher oder schlechterer wirtschaft¬

licher Lage befindlichen Personen, deren Ein¬

kommen erst nach dem 1. Januar 1914 den Betrag
von 4000 Mk. überschreitet, entzogen werden soll.

Diese ungleichmäßige Behandlung von Personen,
die sich in wesentlich gleichen wirtschaftlichen

Verhältnissen befinden, würde als eine größere
wirtschaftliche Unbilligkeit empfunden werden,
als wenn bei gleichliegenden Verhältnissen frühere

Versicherungsberechtigungen sofort und gleich¬
mäßig beseitigt werden.

Ob es sich bei dem Recht auf freiwillige
Fortsetzung der Versicherung oder bei der Weiter¬

versicherung um ein kraft besonderen Erwerbs¬

grundes erlangtes, sogenanntes „wohlerworbenes
Recht44, und nicht vielmehr um eine allgemeine,
aus dem öffentlichen Recht abgeleitete Berech¬

tigung handelt (zu vergl. Hoffmann, Kommentar,
5. Aufl., Anmerkung 6 zu § 314 RVO.), kann dahin¬

gestellt bleiben. Denn auch wohlerworbene Rechte

können nach der herrschenden Auffassung auf¬

gehoben werden, sofern, wie hier, der Wille des

Gesetzgebers darauf gerichtet ist. Nimmt man

aber an, daß Rechte in Frage kommen, die nach

dem Willen des Gesetzes nicht beschränkt werden

sollten, so müßte man folgerichtig dazu gelangen,
alle vor dem 1. Januar 1914 begründeten frei¬

willigen Versicherungen mit den Rechtswirkungen
fortbestehen zu lassen, die ihnen nach dem

Krankenversicherungsgesetz zukamen. Es würde

dann jedenfalls an einem inneren Grunde fehlen,
nur diejenigen Versicherungsberechtigten zu

schützen, deren Einkommen schon vor dem In¬

krafttreten des 2. Buches der Reichsversicherungs¬
ordnung 4000 Mk. überstiegen hat. Denn ihr wohl¬

erworbenes Versicherungsrecht könnte nicht

stärker sein als das derjenigen Versicherungs¬
berechtigten, die vor dem Inkrafttreten des

2. Buches der Reichsversicherungsordnung ein

Einkommen zwischen 2000 und 4000 Mk. gehabt
haben. Alle nach dem bisherigen Rechte freiwillig
Versicherten wollten aber auch das Versicherungs-
amt und das Oberversicherungsamt von der An¬

wendung des § 178 RVO. nicht ausschließen,
offenbar weil dies dem Willen des Gesetzgebers

nicht entsprochen haben würde. Von ihrem

Standpunkte aus, der die nach dem Kranken¬

versicherungsgesetz begründeten freiwilligen Ver¬

sicherungen als wohlerworbene Rechte anerkennt,

legen also auch die Vorinstanzen dem § 178 RVO.

in gewissem Sinne eine rückwirkende Kraft bei.

Wenn das Oberversicherungsamt zur Be¬

gründung seiner Auffassung schließlich auf einen

Erlaß des Königl. Württembergischen Ministeriums

des Innern vom 26. Januar 1893 hinweist, der die

Rechtsverhältnisse der freiwillig Versicherten,
deren jährliches Gesamteinkommen die Grenze

von 2000 Mk. am 1. Januar 1893 beim Inkraft¬

treten der Novelle des KVG vom 10. April 1892

überstiegen hat, behandelt, so sind hieraus weitere

Folgerungen für den vorliegenden Fall nicht zu

ziehen. Damals handelte es sich um andere Ver¬

hältnisse. Es kam nicht wie bei § 178 RVO. die

Aufhebung von Versicherungsberechtigungen als

solchen in Frage, sondern es wurde nur das

freiwillige Beitrittsrecht zur Kasse neu geordnet.
Auch der Wortlaut der damaligen neuen Vor¬

schriften des Krankenversicherungsgesetzes legte
im Gegensatz zu § 178 RVO. die Annahme nahe,
daß ihnen, wie es in jenem Erlasse heißt, für

den freiwilligen Beitritt zu den Kassen eine

rückwirkende Anwendung auf die vor dem

1. Januar 1893 beigetretenen Personen nicht zu

geben war, „da das Gesetz eine rückwirkende

Kraft nicht ausüben dürfte44.

Aus allen diesen Erwägungen wird man der

Absicht des Gesetzes und auch der Billigkeit am

meisten gerecht, wenn ein Erlöschen der Ver¬

sicherungsberechtigung beim Überschreiten der

Grenze von 4000 Mk. allgemein angenommen
wird. Selbstverständich darf die Mitteilung nach

§ 314 Abs. 2 RVO. nicht zu unbilligen oder

schikanösen Maßnahmen führen. Sie wird daher

regelmäßig nicht in Fällen, wo das Überschreiten

der Einkommensgrenze zweifelhaft ist, sondern

nur da zu erlassen sein, wo es klar vorliegt.
Gerade in Fällen der letzteren Art sind, wie in

dem Kommissionsbericht hervorgehoben ist (Kom¬
missionsbericht II, Seite 49), die Vorgänge zu

finden, an die die Mißstimmung über den früheren

Rechtszustand angeknüpft hat.

(Entscheidung des Reichsversicherungsamts
vom 23. Mai 1914, Aktenzeichen II. K. 443/14.)

tl. Zur Festsetzung des Jahresarbeitsver¬

dienstes nahm das RVA. durch folgende Ent¬

scheidung vom 20. Juni 1914 Stellung:

Es war zu prüfen, ob nicht Artikel 60 des

Einführungsgesetzes zur RVO. Anlaß gab, den

der Rentenberechnung zugrunde zu legenden
Jahresarbeitsverdienst anders festzusetzen, da

nach der Entscheidung des Großen Senats des

RVA. vom 20. Dezember 1913 (Rekursentscheidung
2686, Amtl. Nachr. des RVA. 1914, Seite 321) die

günstigeren Vorschriften der RVO. gemäß Art. 60

des Einführungsgesetzes zugunsten dos Vorletzten

auch dann Anwendung zu finden haben, wenn

nur der Versicherungsträger Rekurs eingelegt
hat. Das gilt aber nur mit dor Einschränkung,
daß der Versicherungsträger nicht zu einer

ziffernmäßig höheren Entschädigungsleistung ver¬

urteilt werden darf, als die angefochtene Ent¬

scheidung gewährt hat, weil gegen den allgemein
geltenden Rechtssatz dos Verbots der Urtoils-

änderung zu Ungunsten des Rechtsmitteleinlogen¬
den nicht verstoßen werden darf. Im vorliegenden
Falle kam der Absatz 2 des § 563 der RVO. zu¬

gunsten des Klägers in Betracht, wonach eine

Kürzungdes tatsächlichen Jahresarbeitsverdienstes

um zwei Drittel erst hinsichtlich des die Höhe von
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1800 Mk. übersteigenden Betrages eintritt. Nach

dieser Vorschrift berechnet würde der anrechen¬

bare Jahresarbeitsverdienst 1819,79 Mk. betragen,

während nach § 10 des Gewerbeunfall-Versiche-

rungsgesetzes nur ein Jahresarbeitsverdienst von

1619,79 Mk. zugrunde gelegt werden konnte. Be¬

rechnet man nun die Teilrente von 10 vom Hun¬

dert nach dem ersteren Betrage, so beträgt sie

121,32 Mk. jährlich, bleibt somit hinter der

vorn Schiedsgericht gewährten Jahresrente von

161,98 Mk. zurück. Es war deshalb als anrech¬

nungsfähiger Jahresarbeitsverdienst der Betrag

von 1819,79 Mk. festzusetzen.

(Aktenzeichen Ia 17575/12 2B.)

Wi. Unfall bei einer Spielerei. Der 18jährige
Fabrikarbeiter S. in S. brachte am 4. Dezember 1912

auf dem Hofraum der Nietenfabrik von F. & H.

in S. eine Sprengpatrone, die er von einem Mit¬

arbeiter erhalten hatte, zur Explosion. Er erlitt

dabei eine Verletzung des rechten Auges. Sein

Entschädigungsanspruch wurde von der Berufs¬

genossenschaft und dem Oberversicherungsamt

abgewiesen, weil der Unfall lediglich durch

Spielerei mit einer Sprengkapsel herbeigeführt
worden sei. Das Oberversicherungsamt hob her¬

vor, daß der Unfall weder seiner Entstehung noch

seiner Schwere nach durch Einrichtungen des

Betriebs wesentlich mitbedingt war.

Das Reichsversicherungsamt hat durch Rekurs¬

entscheidung vom 13. Juni 1914 die Vorent¬

scheidungen bestätigt. In den Entscheidungs¬

gründen heißt es: Das Rekursgericht hat sich

den zutreffenden Ausführungen des Oberyer-
sicherungsamts angeschlossen und ebenfalls nicht

angenommen, daß die Verletzung, die Kläger am

4. Dezember 1912 erlitten hat, durch einen

Betriebsunfall verursacht ist. Insbesondere ist

dem Berufungsgericht darin beizutreten, daß der

Unfall des Klägers der Ausfluß einer Gefahr ist,

die der Kläger selbst dadurch geschaffen hat,

daß er einen zu den Betriebseinrichtungen un¬

streitig nicht gehörigen Gegenstand zu einer

leichtsinnigen Spielerei benutzte.

Ein Betriebsunfall kann auch nicht deshalb

angenommen werden, weil der Arbeitgeber es an

der Beaufsichtigung der in seinem Betriebe be¬

schäftigten jugendlichen Arbeiter habe fehlen

lassen, wie Kläger behauptet. Denn der Arbeit¬

geber ist nicht verpflichtet, seine Arbeiter außer¬

halb ihrer Betriebstätigkeit, namentlich auch

während der Frühstückspause, während welcher

sich der Unfall ereignet hat, zu beaufsichtigen.
Der Kläger hat also keinen Anspruch auf

Unfallrente und es war daher seinem Rekurse

der Erfolg zu versagen.

Soziale Chronik.

KrankenfOrsorge der Landesversicherungs¬
anstalt Berlin im Jahre 1013. Über 60 000 Per¬

sonen, Versicherte oder deren Angehörige, hat

die Landesversicherungsanstalt Berlin im Ver¬

waltungsjahr 1913 in ihre Fürsorge genommen.
Um die Ansteckungsgefahren der Lungenschwind¬
süchtigen zu mindern oder zu verhüten, stehen

rund 17 000 Berliner Arbeiterfamilien unter Be¬

obachtung der eigens für diese Zwecke einge¬
richteten Tuberkulosestation, in der fast 25000

ärztliche Untersuchungen vorgenommen wurden.

350 Familien erhielten an Mietszuschüssen rund

20000 Mk., außerdem wurden 235 Betten für Er¬

wachsene, 22 für Kinder und dergleichen bewilligt.
Von den 12 Fürsorgeschwestern wurden über

37 000 Besuche bei Familien Lungenkranker ge¬

macht. Neben dieser vorbeugenden Tätigkeit hat

im Berichtsjahr auch das eigentliche Heilverfahren

für erkrankte Versicherte stark eingesetzt. Im

ganzen hat die Landesversicherungsanstalt Berlin

mehr als 12000 Männern und Frauen, fast 2 Proz. der

gesamten Berliner Arbeiterbevölkerung, ein Heil¬

verfahren angedeihen lassen; davon waren fast die

Hälfte Lungenschwindsüchtige. Zur Durchführung
dieser großzügigen Krankenfürsorge hat die

Landesversicherungsanstalt Berlin beinahe 4 Mil¬

lionen Mark in ihren Etat für 1914 eingesetzt und

steht damit weit an der Spitze aller Versicherungs¬
anstalten des Deutschen Reichs, obwohl einige
über größere Einnahmen aus Markenbeiträgen
und Zinsen verfügen. Die Landesversicherungs¬
anstalt Berlin wendet die große Summe für das

Heilverfahren auf, da ihr Bestreben hauptsächlich
darauf gerichtet ist, durch vorbeugende Maß¬

nahmen und rechtzeitiges Einsetzen eines Heil¬

verfahrens den Eintritt der Erwerbsunfähigkeit
eines Versicherten möglichst weit hinauszuschieben,
womit sie der Allgemeinheit und dem National¬

wohlstand die besten Dienste zu leisten glaubt

Die 31 Landesversfcherungsanstalten haben

nach einer im Reichsversicherungsamt angefer¬

tigten Zusammenstellung einschließlich der noch

von den vorhandenen Sonderanstalten festge¬
setzten Renten bis einschließlich 31. März d. J.

bewilligt: 2 273 722 Invalidenrenten, 153 509 Kran¬

kenrenten, 531672 Altersrenten, 14601 Witwen-

und Witwerrenten, 499 Witwenkrankenrenten,

46 720 Waisenrenten und 11 Zusatzrenten.

Davon sind in dem letzten Kalender¬

vierteljahr festgesetzt worden: 33 790 Invaliden¬

renten, 2899 Krankenrenten, 2316 Witwen- und

Witwerrenten, 3073 Altersrenten, 86 Witwen¬

krankenrenten, 6839 Waisenrenten und 5 Zusatz¬

renten. Infolge Todes oder aus anderen Gründen

sind bereits weggefallen: 1268925 Invalidenrenten,

136548 Krankenrenten, 445 212 Altersrenten, 754

Witwen- und Witwerrenten, 123 Witwenkranken¬

renten, 2847 Waisenrenten und 4 Zusatzrenten.

Am 1. April 1914 liefen noch: 1004 797 Invaliden¬

renten, 16961 Krankenrenten, 86460 Altersrenten,
13847 Witwen- und Witwerrenten, 376 Witwen¬

krankenrenten, 43 873 Waisenrenten und 7 Zusatz¬

renten. Bis einschließlich 31. März d. J. ist Witwen¬

geld in 14493 Fällen (davon entfallen 2293 auf

das letzte Vierteljahr) und Waisenaussteuer in

747 Fällen (davon entfallen 179 auf das letzte

Vierteljahr) bewilligt worden.

Apothekenwesen. Am Ende des Jahres 1912

waren nach den Gesamtübersichten über die

Apothekenverhältnisse Preußens in den einzelnen

Regierungsbezirken 3611 Vollapotheken im Betrieb,
davon 787 privilegierte = 21,8 v. H., 1929 kon¬

zessionierte veräußerliche = 53,4 v. H., 895 kon¬

zessionierte unveräußerliche Apotheken = 24,8
v. H., während die Gesamtzahl sich 1911 auf 3562

belief; es hat also eine Zunahme um 49 Voll¬

apotheken stattgefunden. 12 Personalkonzessionen

fielen heim und wurden neu verliehen, so daß

61 Apotheker gegen 71 im Jahre 1911, 76 im

Jahre 1910, 69 im Jahre 1909, 84 im Jahre 1908,
80 im Jahre 1907, 76 im Jahre 1906 und 48 im

Jahre 1905 durch Konzessionserteilung in den

Besitz einer Apotheke gelangten.
Ferner waren vorhanden: 176 (1911: 172)

Zweigapotheken, 233 (235) Krankenhausdispensier¬
anstalten und 308 (302) ärztliche Hausapotheken,
darunter 140 (136) homöopathische, somit im ganzen
4328 (4271) Arzneiverordnungsstellen ohne die

Militärapotheken.

Verantwortlich für Redaktion: H. Zaddach, Berlin. Verlag: C. Giebel, Berlin. Druck: A. Schlicke * Cie
,
Berlin N 24.
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Eigene Werkstatt

Bünjer
Bandag., künstl. Glieder

t Berlin, BadstraBe 57.

L PLATZHARN, Optiker
Lieferant «amtl. Krankenkassen ["

Kflpenickersrr. 76, Bing. Brflckenetr.

offeriert den Mitgliedern des

V. d. B. D. mit 10 Pros. Rabatt

frei Ins Hans

Heinrich Burkhard!,
Wlttenauer Mühle

Wittenao, OraiiieQbanjerstr.178.
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